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Amtlicker Teil.
Der Verlrebr mit Ittsbrungs- und

Genuhmitteln .
** Es ist seitens der städtischen öffentlichen Unter,uchungS -

»mstalten darüber Klage geführt worden , daß die Kontrollen
ßür den Berkohr mit Nährungs » und Genußmitteln in de«
Einzelnen Landesteilen verschiede » und teilweise — na ment »
lief) auf dem Lande —, nicht energisch genug gehandhabt
Würden . Demgegenüber wreS daS Ministerium des Innern
ln einem «Erlaß an die Bezirksämter darauf hin , daß , wenn
Such durch den Krieg und seine Folgeerscheinungen di« Le¬
bens - und Nährungsmittelkontrolle etwa » in den Hintergrund
bat treten müssen und können , dies nunmehr nicht mehr der
« all sein darf . Es erscheint vielmehr gerade in jetziger Ze ' t
vei der Knappheit aller Lebensmittel , bei der Bedeutung und
Wichtigkeit einer zureichenden und guten Bolksernährung und
bei der außerordentlichen Höhe der Preise aller Lebensmittel
erst recht angezeigt , im Interesse der Allgemeinheit den Nah¬
rungs - und Lebensmittelfälschringen mit aller Energie ent¬
gegenzutreten . Die Bezirksämter haben dieser Frage erneut
chre Aufmerksamkeit zu widmen und durch geeignete Kon troll¬
matznahmen die öffentlichen Untersuchungsanstalten wirksam
in ihrer Tätigkeit zu unterstützen .

* Zur außenpolitischen Lage.
Der Eisenbahnerstreik hat das Interesse der deutschen

Öffentlichkeit so sehr in Anspruch genommen und hat
außerdem die Versorgung der deutschen Presse mit aus¬
reichendem Redaktionsmaterial so sehr behindert , daß die
Außenpolitik in den selbständigen Betrachtungeit
der Zeitungen etwas zu kurz kommen mußte. Wichtige
Ereignisse , d . h. Ereignisse , die eine Veränderung der
weltpolitischen Lage einleiten oder anzeigen, sind aller¬
dings in den letzten zehn Tagen nicht bekannt geworden.
Dafür ist aber manches publiziert worden, was geeignet
erscheint, das Urteil über die außenpolitische Lage, wie
es vor Ausbruch des Eisenbahnerstreiks feststand, noch
zu unterstreichen.

Vor allem hat der offizielle Schluß der Konferenz
von Washington , von neuem manifestiert, daß die
beiden angelsächsischen Großmächte , England und Nord¬
amerika , zurzeit die Führung der Weltpolitik in den Hän¬
den halten. Nur eine sehr weitgehende Übereinstimmung
zwischen Nordamerika und England hat letzteres bewegen
können, auf seinen früheren Grundsatz , zur See so stark
zu sein, wie die beiden stärksten Seeinächte nach ihm zu¬
sammen , zu verzichten. Die Seestreitkräfte Englands
und der Vereinigten Staaten sind, was die Großkampf¬
schiffe anlangt, annähernd gleich. In beträchtlichem Ab¬
stand folgt dann Japan und in noch größerem Abstande
Frankreich. Italien ist eine Seemacht zngestanden wor¬
den , die der Frankreichs beinahe gleichkommt . Bei prak¬
tischer Anwendung dieser Streitkräfte, d. h. also bei einem
Krieg, würden Nordamerika , England und Italien eine
jede Koalition mit Leichtigkeit im Schach halten können .

Der eigentliche Zweck der Konferenz von Washington,
die Rüstungen zur See zu beschränken und auf eine
ganz bestimmte Norm festzulegen , ist erreicht worden .
Allerdings nur für die Großkainpsschiffe . Eine Reihe
von Fragen ist noch offen geblieben . Und eS bleibt ab-
zuwarten, mit welchem Grad von Ehrlichkeit das Abkom¬
men selbst von den einzelnen - Vertragsteilnehmern einge-
chalten werden wird.

In politischer Hinsicht ist man gleichfalls einen
Schritt vorwärts gekommen . Rein formell betrachtet, be¬
deutet dieser Schritt einen Erfolg Chinas insoi" ' » , als
es darauf hoffen darf , Schantung in absehbarer Z" ir wie¬
der ganz in seine Hände zu bekommen . Jedoch darf nicht
außer Acht gelassen werden , daß der Schantungvertrag
auch gewisse Bestimmungen enthält, die es Japan ermög¬
lichen, die Sache in einer für China recht bedenklichen
Weise in die Länge zu ziehen . Im übrigen sollen ja der
Konferenz von Washington weitere Konferenzenähnlicher
Art folgen.

Was Europa betrifft, so steht hier die auswärtige
Politik im Zeichen der Vorbereitungen für die Konse¬
ren z v o n G e n u a. Der englische Standpunkt hat sich
einstweilen vollkommen durchgesetzt . Allerdings bemerkt
man immer wieder , daß Frankreich sich diesem Stand¬
punkt nur sehr zögernd anschließt und nach guten Vor¬
wänden sucht, um die Idee , die der Konferenz von Genua
zugrunde liegt, zum Scheitern zu bringen. Frankreich
befürchtet, daß auf derartigen Konferenzen Einsichten
zunr Siege gelangen könnten , wie sie der bekannte eng¬
lische Wirtschaftssachverständige KeyneS noch jüngst

in seinem Buch „Eine Revision des Vertrages" geäußert
hat. Um unsere Leser über den Inhalt dieses bedeut¬
samen Werkes zu unterrichten , geben wir weiter unten
eine Würdigung desselben wieder .

Inzwischen hat aber auch England durch den Mund
LloydGeorges und Lord CurzonS in sehr un¬
zweideutiger Weise außenpolitisch Stellung genommen.
Lloyd George hat im Unterhaus uns gegenüber erklärt ,
daß wir uns einer jeden Revanche-Idee zu entschlagen
hätten : Deutschland müsse überzeugt sein , daß eine krie¬
gerische Politik ihm keine Vorteile bringt. Nun , wir kön¬
nen diese Erklärung Lloyd Georges mit großer Ruhe auf-
nehmen . Die überwiegende Mehrheit unseres Volkes hat
längst erkannt, daß ein neuer Krieg für uns den Todes¬
stoß bedeuten würde , und daß nur Eins uns wieder daS
alte Ansehen verschaffen . kann, nämlich ftiedliche Arbeit
auf der Grundlage des Qualitätsgedankens.

Viel aktueller ist deshalb das Wort , das Lloyd George
nach Frankreich hin gesprochen hat. Dieses Wort
ist so zu verstehen, daß England es für eine Ehrenpflicht
hält , einer Politik der Ausdehnung Frank¬
reichs bis zum Rheine Wider st and zu lei¬
st e n . So klipp und klar, wie es hier geschieht, hat bisher
noch kein britischer Staatsmann der Öffentlichkeit mit¬
geteilt, datz England sich unter allen Umständen : dem fran-
zösischen Imperialismus widersetzen werde .

Lord Curzon hat sich im Unterhaus zu der Frage
des Garantievertrags zwischen Groß¬
britannien , Frankreich und Belgien geäußert.
An dieser Äußerung ist vor allem das Eine bemerkens¬
wert, daß dieses geplante Abkommen von englischer Seite
lediglich als ein Instrument zur Beruhigung der fran¬
zösischen öffentlichen Meinung betrachtet wird, daß Eng¬land aber keineswegs geneigt ist, dieses Abkommen zueinem Offensiv - und Defensivbündnis schlechthin auszu¬
bauen .

Den Franzosen werden die neuen englischen Erklärun¬
gen gewiß nicht angenehm sein. Und man darf billig
fragen, wie sich wohl Herr P o i n c a r e mit ihnen abfin-
den wird . Wir begrüßen die beiden Erklärungen mit
Genugtuung, weil sie wünschenswerte Klarheit schaffen
und vielleicht doch geeignet sein könnten , Frankreich noch
vor Eröffnung der Konferenz in Genua eine Revision der
Politik zu empföhlen , die Poincare in Aussicht genom¬
men hat.

Daß in England heute die gesamte öffentliche Mei¬
nung von der Notwendigkeit der wirtschaft¬
lichen Wiedergesundung Deutschlandsüb erzeugt ist und uns wertvolle und große Leistun¬
gen zutraut, dürfen wir als eine Tatsache verbuchen, die
gerade in den letzten Tagen wieder hell in Erscheinung
getreten ist. Wenn neben dieser Überzeugung die andere
einherläuft, daß Mitteleuropa nur gesunden kann , fallsdas russische Wirtschaftsleben wieder neu
geordnet wird , so können wir auch hier nur zustimmen.Es eröffnen sich hier zweifellos neue und verheißungs¬volle Perspektiven für unsere eigene Politik.

IKe^nes über eine Revision
des Versailler Vertrags.

Der Cambridger Professor Maynard Keynes hat seinem
allbekannten

^Buch über die „ Wirtschaftliche Folgen der Frie¬
densverträge "

nunmehr einen Nachtrag folgen lassen , der wie¬
der einen stattlichen Band bildet und den Titel „Eine Revisiondes Vertrages " trägt . Die „Neue Zürcher Zeitung " würdigtdas neue Werk in folgenden Darlegungen :

„Daß diese neue Publikation weniger sensationell wirkt als
die erste , ist wohl zum Teil darauf zurückzuführen , das die
darin ausgeführten GedankengSnge heute schon fast zum All¬
gemeingut des politisch interessierte « und informierten Publi -
kumS geworden sind, aber auch auf die größere stilistische
Zurückhaltung des Verfassers , der diesmal keine amüsantenKarikaturen leitender Staatsmänner und keine indiskreten
Schilderungen geheimer Beratungen bietet , sondern sich strengeran die sachliche Gruppierung seine » Materials hält und die
daraus abgeleiteten Folgerungen »nt größerer Gerechtigkeit
begründet . Der Verfasser hat sich diesmal strenger auf da »
Wesentliche konzentriert , so daß er schließlich seinen Revisions¬
vorschlag in eine einfache Formel kleiden und mit wohl un¬
widerleglichen Gründe « stützen kann .

Der englische Verleger hat diese» Buch auf den Markt ge¬
worfen , al » eben die Konferenz von Cannes zusammengctretcn
war . Es hätte auf keinen Fall auf die Entschließungen dieser
Versammlung einen direkten Einfluß ausüben können ; dazu
war die Zeit zu kurz . Melleicht stellt e» sich als ein Vorteil
heraus , daß Atempause eintreten muß , die dem Buch «ine
intensivere Auswirkung gestattet , bevor die Großen dieser Erde
wieder zusammentreten . ES wird sowieso einige Zeit vergehen ,bis sich die Vernunft so wirksam erweist , daß KeyneS Forderun¬

gen erfüllt werden können . Die öffentliche Meinung zwar hat
sich in den letzten zwei Jahren , wie der Verfasser zu Anfan »seines Werke » feststellt , gründlich geändert , und die Gefahr «nur noch gering , daß die fatalen Kapitel de» Versailler Ver¬
trags über die Reparationen tatsächlich durchgesetzt weü »« .Alle bisherigen Konferenzen und Zusammenkünfte Hecken, wie
Keynes in einer meisterhafte « Übersicht uachweist , die tatsächlichbegonnene Revision des Vertrags nur durch Phrasen zu ver¬
schleiern gesucht . KeyneS -ist nicht geneigt , um der allgemeine »Vorurteile willen irgend etwas zu verschweigen . Er gckt
zwar ganz allgemein zu , daß „die Taten der Mächtigen klügerwaren als ihre Worte ", und daß daher die Katastrophen, ^ «er in seinem ersten Buche voraussagte , nur zum geringen TeS
einsti . icu -n sind . Das Hauptoerdieast an der Stabilisier » «»und ( Gesundung der Berhältniffch die trotz dem Chaos der Ba -
luta und der schweren Wirtschaftskrise unverkennbar find , miß »
KeyneS nicht der Aktion der „ gnädigen Herren und Oberen "
bei , sondern der » nrndliche » Geduld der Böller .

Dennoch ist eine gründliche und offene Revision deS Bern
saillcrS Vertrags nötig und dringlicher als je» wenn die euro «
pSische Wirtschaft wederhcrgestellt werden soll. Keine Machthat daran ein so unmittelbares Interesse wie England , untzkeine kann so viel dazu beitragen , wenn eS sich zu einer klug« ,
Großzügigkeit zu entschließen vermag . KeyneS hat schon ti,
seinem ersten Buche die ReparationSfordrrnnge » an Deutsch -
land als matzlos übertrieben bezeichnet ; er ist auch jetzt der
Ansicht , daß sie so bald als möglich auf ein der Realität ent -
sprechendes Maß reduziert werden müssen , damit man in gan »Europa wieder mit Realitäten rechnen kann , während jetzt etae
finanztlle JllusionSpolitik schlimmster Sorte getrieben wir ». '
Eingehender und gründlicher als im ersten Bande weist KeyneS -auf die zahlreichen seither erfolgten Veröffentlichungen gestützt ,nach, wie die Reparationsansprüche ins Maßlose gesteigertwurden . So stellten die Franzosen ursprünglich eine Forderung
für die Wiederherstellung der zerstörten Gebiete auf . die für
jedes zerstörte Hau » etwa 56 000 Goldfranken und für da »
Mobiliar jede » Hauses etwa 26 000 Fr . betrug , während Herr
Louchenr die Kosten des Wiederaufbaus im Durchschnitt auf15 000 Fr . französischer Nachkriegswährung berechnet . Ähnlichübertrieben sind auch die Ansätze, die ursprünglich für land .
wirtschaftliche Schäden gefordert wurden , so daß KeyneS die
berechtigte Ersatzforderung Frankreichs anf höchstens ein Drit¬tel seiner ursprünglichen Ansprüche schätzt . Die AnsprücheBelgiens scheinen in ähnlichem Umfang übertrieben worden
zu sein , in etwa » geringerem Maß auch die Ersatzansprüche ,die England für die während deS Kriegs verlorene Tonnm »der Handesflotte stellte . *

Für die Feststellung der Gesamtsumme , die man v . Deutschlandforderte , ist aber die Höhe der Ansprüche , die für Pensionenund Unterstützungen an Zivilpersonen gefordert wurden , weit¬aus wichtiger als die eigentlichen Schadenersatzforderungen .Nicht weniger als 93 Milliarden Goldmark wurden Ursprung «
lich gefordert , wovon auf die englische Rechnung , die höher al »die französische war , volle 37 Milliarden entfielen . Zwei Drit¬
tel aller der Reparattonskommission unterbreiteten Ansprücheentfielen ckuf diesen Posten der „Pensionen und Unterstützun¬
gen "

. Wenn aber ' irgend etwas von dem , was die Alliierte »im Bersailler Vertrag den Deutsche » aufbürdeten , den Bedi ».
gungen des Waffenstillstandes zuwiderlief , so war es der Ei « ,
schluß dieser Kosten , der von Präsident Wilson erst nach langemSträuben und auch dann gegen das Gutachten aller feiner Dele¬
gation angegliederte « Juristen bewilligt wurde . Die Haupt »
schuld trägt , wie Keynes einwandftei nachweist, die englischeDelegation , die in Paris Lloyd Georges Wahlversprechen ein -
zulösen hatte . Die moralische Verurteiluna , die KeyneS die¬sem Vorgehen angedeihen läßt , hat nur historisches Interesse ,die Folgerungen jedoch, die er daraus zieht , sind sehr aktuell .Denn der Einschluß der Ansprüche für Pensionen usw . hat dt«
Gcsamtschuld der deutschen Berbindlichkeitcn so mablo » gestet -
gert , daß sie phantastisch wird ; würden diese Ansprüche ge-
strichen , so könnte Deutschlands wie Keynes nachzuweisen ver¬
sucht , den Rest der Schuld tatsächlich begleichen , unter gewissennoch zu erörternden Vorcmssetzunaen . Die Reparationskom¬
mission hat die von den einzelnen oBiierten Mächten ursprüng¬lich geforderten 228 Milliarden Goldmark (98 für Pensionenund Unterstützungen ) auf 132 Milliardenherabgesetzt ; die Eng¬länder die zur Zeit dieses Beschlusses ihre Haltung sck>on
wesentlich geändert batten , wollten die Summe auf 104 Mil¬
liarden festsetzen . Diese Zahl hat keine Beziehung auf ein «
tatsächliche oder vermutete Zahlungsfähigkeit Deutschlands ,sie stellt nur das Maximum dessen dar , was dir ReparationS -
kommiffio « fordern zu können glaubt . Keynes bSlt di« eng -
lische Schätzung für besser berechtigt , fügt aber dazu noch sechsMilliarden , die Deutschland für die Rückzahlung der von de»
Alliierten an Belgien geleisteten Anleihen schuldet. Von die-
ser Gesamtsumme entfallen nach seiner freilich etwas willkür¬
lichen Schätzung 74 Milliarden auf Pensionen und Unterstüt -
zuugen und 30 Milliarden auf eigentlichen Schadenersatz .

Zur Revision des Vertrags schlägt Keynes eine einzige Be¬
stimmung vor : die Reparationskommisston soll ihre Forderungvon 132 auf 36 Milliarden herabsetzen , was dem Ersatz der
eigentlichen Kriegsschäden und der Rückzahlungen an Belgien
entspricht . Von dieser Summe wurden , wenn man den zwi -
schen den Alliierten vereinbarten Verteilungsschlüssel antven -
det , 18 Milliarden (mit Einschluß von zwei Milliarden belgi -
scher Schuld ) auf Frankreich und drei Milliarden auf Belgien
entfallen . Keynes hält es für möglich, daß Deutschland die
Gesamtsumme von 8« Milliarden bezahlt , was aber eine der .
artige Forcierung seiner Exporte bedingen würde , daß Eng -
landS Handel dadurch schwer geschädigt würde . Keynes schlägt
daher vor , zur Ergänzung der emenilichen Vertragsreviston
die längst theoretisch erörterte Aufhebung der interalliierte »
Schulden heranzuziehen . Großbritannien soll auf seine An¬
sprüche an Dentschland verzichten und sich nur die Zusicherun «
geben lassen , daß das Deutsch ; Reich 300 Millionen Goldmark
für Österreich » nd 700 Millionen für Polen bereitstellt , die



hauptsächlich -nr Währungsreform verwendet werden mutzten.
Außerdem sollen die Schulden der europäischen Kontinental »
staaten von England gestrichen werden , wofür diese , mit Aus¬
nahme von Frankreich und Belgien , ihrerseits ihre Ansprüche
an Deutschland aufzugeben hätten . Deutschland würde danach
18 Milliarden an Frankreich, drei an Belgien und eine Mil¬
liarde an Polen und Österreich zu zahlen haben, wofür Keynes
dreißig jährliche Ratenzahlungen vorschlägt. Um diese Maß -
nähme wirksam zu machen , wäre freilich auch der Verzicht
Amerikas auf seine Ansprüche an die Kontinentalstaaten er¬
forderlich.

Ein solches Arrangement würde , wie KeyneS eingehend nach¬
weist, allen Beteiligten , mit Ausnahme höchstens von England »
einen unmittelbare » Gewinn bedeuten. Tatsächlich würde
dabei Frankreich mehr erhalten , als eS erhoffen konnte, wenn
die deutschen Exporte jährlich auf zehn Milliarden ansteige»,
England und Amerika aber von Frankreich die Verzinsung
und Amortisation seiner Kriegsschulden fordern würden . Noch
bester würde dabei Italien abschneiden , während Belgien eine
nominelle Einbuße erlitte , die aber durch die Sicherheit aus¬
gewogen würde, mit der es auf die ermäßigten deutschen Zah,
lungen rechnen könnte. Die Schwierigkeit, die Amerikaner
von der Zweckmäßigkeit des Verzichts zu überzeugen , verkennt
Keynes keineswegs, aber er ist überzeugt , daß die Argumente ,
die sich in England für eine solche Politik immer mehr geltend
machen, bald genug auch jenseits des Ozeans wirksam werden .
Vorläufig aber , so meint er, soll England , ohne auf die Ent »
sch äffe der Amerisaner zu warten , von sich aus Vorgehen .
Es könnte sich , um eine gewisse Entschädigung für seinen Ver¬
zicht zu erhalten , von Deutschland vielleicht die zollfreie Ein¬
fuhr britischer Waren zusichern lassen , oder eine teilweise
Kontrolle der deutschen Industrie " erlangen oder die Dienst¬
leistungen Deutschlands für die künftige Ausbeutung Ruß -
lands in Anspruch nehmen . Der einfache Verzicht aber er¬
scheint Keynes als der richtige Weg. Er warnt auch ausdruck.
lid-, davor, den Franzosen bei dieser Gelegenheit eine andere
Politik aufdrängen zu wollen ; solche

'Wandlungen kann man
keinem Lande von außen aufzwingen und nicht einmal durcy
einen Tauschhandel herbeiführen . .Das Arrangement muß
Frankreich unter einer einzigen Bedingung angeboten werden
— daß es nämlich darauf eingeht." Im anderen Falle mögen
die Franzosen sehen , was sie von Deutschland bekommen kön¬
nen — dann aber sollen sie auch den Amerikanern und dem
Engländern ihre Schulden bezahlen.

ES ist laugst ebenso sehr ein Binsenwahrheit geworden,
dan die „rtcrolliiertcii Schulden niemals zurückbezahlt werden
können, wie daß die Neparationsansprüche an Deutschland
Über dessen Leistungsfähigkeit hinausgehen . Keynes berechnet,
daß z. B . Frankreich jährlich 1,48 Milliarden Goldmark an
England und. Amerika zu zahlen hätte , wenn es seine Schuld
in 30 lehren abzahlen wollte ; eine Milliarde müßige auch Jta .
tien bezahlen. Solche Ziffern sind angesichts der Bevöike -
rungsz -chlen und der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit dieser
Länder ebenso phantastisch wie die ursprünglichen Forderungen
der Alliierten an Deutschland. Keynes hat keine neue Wahr »
heit offenbart , aber den Mut gehabt, in seinem klaren und
eindringlichen Stile das zu schreiben , was vermutlich selbst in
Washington die Spatzen von den Dächern pfeifen , was man
aber nicht sagen darf , ohne die diplomatischen Schamgefühls
gröblich zu verletzen . Vorläufig amüsiert sich ja der ameri¬
kanische Kongreß noch immer mit einer BW zur Fundierung
der europäischen Kriegsanleihen , und zwischen denn beiden
Häusern dieses Parlaments besteht eine ernstliche Meinungs -
vevschiedenheit darüber , ob man den Schuldnern eine Verzin¬
sung von fünf oder nur von vier und einem halben Prozent
aufbürden will .

Hoffentlich trägt Keynes^ Buch dazu bei, den Amerikanern
den Übergang zur Vernunft zu erleichtern . Mer es wird auch
in England nützlich wirken, wenn es das Publikum daran er¬
innert , daß die eigene Regierung am Versailler Vertrag ganz
erheblich mitbeteiligt war und daß sie es in der Hand hat,
mit einem Akt, der nur scheinbar großmütig , in Wirklichkeit
aber ein kluges Geschäft wäre , einen gwßen Teil deS Ge¬
strüpps aus dem Wege zu räumen , der in die Zukunft führt .
Ein Verzicht Englands , der heute schon ohne ernstlichen Wider¬
spruch des Landes möglich wäre, könnte auch dazu beitragen ,
in Amerika die Atmosphäre zu schaffen, die zur vollen Durch¬
führung deS Keynesschen Planes erforderlich ist. Man muß
daher wünschen, daß des Cambridger Gelehrten neues Werk
vor allem die Staatsmänner seines eigenen Landes überzeuge.
Wenn sie es zu ihrem Aktionsprogramm machen, werden sie
auch in Paris willigere Hörer finden als bisher ."

Französische Moknungs-
politifc im besetzten Gebiet.

Von Theodor Winter .
In der Begründung des Stadtrats heißt «S weiter :
Seitdem die Amerikaner mit dem teitwetsen Abzug ihrer

Truppen vom Rhein Ernst gemacht haben und seitdem auch
England in der Verminderung der Besatzung ein Mittel sieht»
den Schrei nach Geld seitens der Franzosen leichter zn erfül¬
len, geht innerhalb der französischen Besatzungstruppe eine
merkwürdige Veränderung vor. Die ledigen Offiziere und
Unteroffiziere werden durch verheiratete ersetzt , wobei solche
miit großem Anhang bevorzugt werden . Das „friedliebende"

Frankreich, das Recht und Gerechtigkeit in Erbpacht hat und
von Menschlichkeit trieft , wenn es gilt , im Rate her Alliierten
die wackelige Position durch schwülstige Reden zu stärken,
scheut kein Mittel , um die verdammten Boches , die niail in
gewissen Ländern beinahe wieder als gleichwertige Kulturbrü -
der betrachtet, nach Möglichkeit auszubeuten . Die vielen sau¬
beren Häuser , die eleganten Mell , die herrlichen Einrich¬
tungen der Badeorte , wofür wären sie denn auch da, wenn
nicht für die Frauen und Kinder, die Nichten und Tarnen der
Offiziere der glorreichen französischen Arm« ! So wüstet man
darauf tos, so wird der unter der schlimmsten Wohnungsnot
Leidenden Bevölkerung tagtäglich die ärgste Gewalt angeian ,
indem man die Ossiziersfamilien in die Wohnungen zwangs¬
weise und rücksichtslos einquartiert .

Der Siegertaumel prägt sich nirgends mehr aus , als in die.
ser französischen Wohnungspolitik . Herr Tirard , der in Ko¬
blenz residierende Vorsitzende der Rheinlandkommission, be¬
sucht alle ein bis zwei Wochen Wiesbaden . Bisher mußten
zur Aufnahme des Gastes ständig die ' fünf sogenannten Für¬
stenzimmer im Hotel „Nassauer Hof" zur Berfügung stehlen.
Jetzt genügen diese Räume -Herrn Tirard nicht mehr und eine
ganze Billa ist beschlagnahmt worden, um als gelegentliches
Absteigequartier des französischen Rheinlandskommiffars in
ständiger Bereitschaft zu stehen .

DieS Beffpiel findet natürlich Nachahmung. Die ReichSver -
möqensverwaltung hat der Besatzung prächtige Wohnungen für
Offiziers - und UnteroffizierS.Familien gebaut , um diese Pri¬
vathäuser nach Möglichkeit für die teilweise Erledigung der
vielen Hunderte von vorliegenden WohnungSgesuchen fiel zu
machen . Mit allem> in Frankreich gänz unbekannten Komfort
wurde» sie ausgestattet. Probezimmereinrtchtuuge « in vor»
nehmster Ausführung » urdtn aufgestellt . Aber alles half

nichts. Die Militärbeh -de» erklärten, daß die» keine Offi-
»ierS -, sondern MannschaftSwohnungen feie» und weigerte»
sich, sie beziehen zu lassen . So werden die Anforderungen a»
die Wohnungsämter infolge des fortlaufenden Ersatzes der le¬
digen Offiziere durch verheiratete immer größer und unerfüll¬
barer , und in welcher schwierigen Lage die Leiter der deutschen
Wobnungsämter sind , geht daraus hervor, daß man ihnen wie¬
derholt mit kriegsgerichtlicher Bestrafung bei RichtanSführung
der die Wohnungsanforderungen betreffenden Befehle gedroht
hat . Händeringend betteln Deutsche, die seit Jahr und Tag
in Mansarde « und in den gedrücktesten Verhältnissen wohnen,
«m die endliche Zuweisung einer Wohnung , achselzuckend müs¬
sen di« Beamten der Wohnungsämter sie abweisen And hun¬
derte von Wohnungen und Zimmern sind , besonders in den
Kurorte «, dauernd beschlagnahmt, ohne benutzt zu werden. So
wurden für die Eröffnung der Ausstellung in Biebrich-WieS-
baden hunderte von Zimmern beschlagnahmt, die dann infolge
deS geringen Besuches nicht benutzt worden sind. So hat die
Dependance eines Hotels in Wiesbaden mit 40 Bette « wochen¬
lang nur die Familie eines einzigen Mitglieds einer Biehab-
lieferungSkommiffion als Bewohner gehabt, und nichts ver¬
mochte die französische Behörde zu bewegen, Verständnis für
die ungeheure Schädigung des Hotelbesitzers durch diese sinn¬
lose Vergeudung seines Eigentums zu zeige » und die 36 unbe¬
nutzten Zimmer frei zu geben.

Die Wirkung und Ausdehnung dieser kultnrmörderffchea
Wohnungspolitik , die Tausende gebildeter Deutscher grund¬
los in die unwürdigste Lage versetzt , die ihr Leben und ihre
Gesundheit schädigt und einen ungeheuren Haß erzeugt, läßt
sich schon an den folgenden Zahlen erkennen : In der Stadt
Biebrich am Rhein (rund 10000 Einwohner ) waren am 1. Ok¬
tober 1921 in Bürgerquartieren zwangsweise untregebracht :
824 französische Personen , darunter 22 ledige Offiziere und
68 Familien verheirateter Offiziere und 29 Familien verhei¬
rateter Unteroffiziere . In Wiesbaden hatten am gleichen
Tage Privatwohnungen in Bürgerhäusern 75 ledige Offiziere ,
370 Familien verheirateter Offiziere , ferner 175 ledige Unter¬
offiziere und 205 Familien verheirateter Unteroffiziere. Au¬
ßerdem waren an '

Heercsgefolge (Beamte , Dolmetscher usw.)
untergebracht 345 ledige Personen und 240 Familien verhei¬
rateter Personen . Die Gesamtzahl der in Privathäusern un-
terqebrachten Personen schätzte man auf 3500 und die Zahl dev
außerdem zu Bürozwecken usw. der Bevölkerung entzogenen
Wohnräume betrug 786 . Auch das kleine Bad Ems „erfreut "
sich infolge des dorthin verlegten Ein - und Ausfuhramtes
eines besonderen Andrangs der Franzosen . Hier ist über .
Haupt kein lediger Offizier vorhanden, wenigstens war am 1 .
Oktober keiner in Bürgerquartieren untergebracht . Dagegen
hatten die Familien von 22 verheirateten Offizieren und von
24 verheirateten Unteroffizieren , ferner 20 ledige und die Fa .
milien «on 70 verheirateten Beamten Wohnung erhalten . Die
Gesamtzahl der in Bürgerquartieren untergebrachten Perso¬
nen betrug am 1 . Oktober 1190 , außerdem waren sechs Villen
und Hotels vollständig beschlagnahmt. 1 Man kann sich vorstek¬
len , welche Verluste für die Mehrzahl der Wohnungsbesitzer
durch die billiae Hergab« der Zimmer und Wohnungen ent¬
standen , die während der Kur «inen sehr erwünschten Verdienst
abgeworfen hätten . Und man kann sich auch außerhalb des
besetzten Gebietes ein Bild von den Lasten seiner Bewohner
machen, wenn man bedenkt , daß allein in 22 Ortschaften deS
Regierungsbezirks Wiesbaden am 1 . Oktober 112 ledige Offi¬
ziere , 380 ledige Unteroffiziere, 394 ledige Beamte , ferner 569
Offiziersfamilien , 325 Unteroffiziersfamilien und 338 Beam -
tenfamrlien und im ganzen 6616 Personen zwangsweise in
Privatwohnungen untergebracht waren und daß außerdem rund
tausend Wohnräume zu ' Bürozwecken beschlagnahmt waren .
Denn zu diesen Zahlen kommt noch die Schar der Zivilisten,
Kaufleute und sonstigen Träger der „Penetration pacifique" .

Fürwahr , Frankreich versteht es, durch sein« -Wohnungs -
Politik sich ebenso verhaßt zu machen , wie durch seine sonstigen
zwangspolitischen Anwandlungen !

Politische Neuigkeiten.
Das Lnde des Eisenbahnern treiks .

- Wie vom Reichsverkehrminister mitgeteilt wird, kehren die
Esenbahnbeamten auf einigen Stellen nur zögernd zurück, wäh¬
rend ftr ’ auf anderen so zahlreich zum Dienst erscheinen, taß es
nicht selten Schwierigkeiten macht , sie alle unterzubringen . Es
dürfte bereits in den nächsten Tagen gelingen, den Personen¬
verkehr bedeutend zu erweitern , während die Instandsetzung
des ordnungsgemäßen Güterverkehrs noch mindestens eine
Woche beanspruchen wird. Infolge des Zustandes der Reichs¬
bahnanlagen und vor allem des Reparationsstandes der Loko¬
motiven wird auch dann noch nicht die vor dem Streik geleistete
Betriebsleistung erzielt werden. Der Reparaturstand der Lo¬
komotiven ist deshalb so hoch , weil durch das plötzliche Ver¬
lassen der Lokomotiven bei Ausbruch des Streiks durch den
Frost wesentliche Teile der Lokomotiven zerstört worden sind .
Der dadurch entstandene Schaden ist auf mebere hundert Mil¬
lionen Mark zu berechnen.

Die Reichsregierung stellte am Donnerstag nachmittag in
einer Kabincttssitzung die Richtlinien auf , nach denen die Maß¬
regelung der streikenden Arbeiter erfolgen soll.

Das „Berliner Tageblatt " teilt mit , daß folgende Richtlinien
aufgestellt worden seien:

1. Das ordentliche Disziplinarverfahren wird eingeleitet a)
gegen Beamte , die Urheber des Streiks sind , d ) soweit sie Ge¬
waltakte und Sabotage in den Betrieben ausgeübt haben, oder
andere an der Erfüllung ihrer Dienstpflicht durch Gewalt oder
durch Drohung mit Gewalt behindert haben.

2 . Bei einzelnen Beamten , die wegen des Streiks zur Ver¬
antwortung gezogen werden, soll nur auf eine Ordnungsstrafe
erkannt werden, sofern '

sie alsbald zur Elffüllung ihrer Dienst¬
pflicht zurückkehren . Geldstrafen sollen nur in Sonderfällen
verhängt werden.

3 . über die Einkommen während der Streiktage gilt § 14,
Wsatz 3 des Beamtengesetzes, Nichtbezahlung der Streiktage .

4 . Soweit Disziplinarverfahren bereits eingeleitet find, sol¬
len sie im Rahmen der Grundsätze zu 1 nach den gesetzt sichen
Bestimmungen weiter geführt werden . Die kündbaren Beamten
sollen nach den gleichen Grundsätzen behandelt werden.

Wie dws „Berliner Tageblatt " weiter mitteilt , sollen alS
Urheber nicht nur diejenigen Beamten die in Vertrauensstel¬
lungen , sondern auch diejenigen, die in Reichs- und Verwal¬
tungsbezirken zum Ausbruch des Streiks oder zur Forffetzung
mitgewirkt haben, gelten. Kündbare Beamte , die unter 1 a und
1 b fallen, sind zu entlassen. Soweit sie schon entlassen find,
werden sie nicht wieder eingestellt. . Das Beschwerderecht wird
hierdurch nicht berührt . Die nicht unter 1 a und 1 b fallenden
kündbaren Beamten werden zur Beschäftigung wieder zuge¬
lassen, auch wenn sie schon entlassen worden sind .

Das Kabinett beschloß, den Blättern zufolge, weiter, gegen
alle diejenigen Beamten vorzugehen, die sich einer Beschimpfung
»der Belästigung von Beamte« schuldig gemacht habe», die
» ährend deS Streiks tätig waren .

»

Nach einer Bekanntmachung der Eisenbahndirektion Berlst» -
Ist die Zeit für die Wiederaufnahme des Dienstes bis Dan »'
»erStag, den 9. d. MtS. verlängert worden. ^

•
Der Streik der Berliner Gemeindearbeiter

fit jetzt ebenfalls beigelegt. Aus Berlin wird darüber vm»
Mittwoch gemeldet : Heute nachmittag verhandelte die Streik¬
leitung mit den Spitzrnorganisationen der städtische » Arbei¬
terschaft und mit dem Oberbürgermeister über die Wieder¬
aufnahme der Arbeit. Der Oberbürgermeister erklärte , der
Magistrat müsse dabei verharren , da alle entlassen seien, die
am Dienstag 2 Uhr die Arbeit nicht ausgenommen haben .
Wiedereingestellt könnten nur solche Kräfte werden , deren Ar¬
beitsstelle inzwischen nicht «besetzt wäre und für die ein Bedarf
noch vorhanden sei . Der Magistrat würde vorbehaltlich der
Zustimmung der Stadtverordnetenversammlung solche entlas¬
senen Arbeiter, die wieder eingestellt werden , keines der vor
der Entlassung erworbenen Rechte kürzen . Der Oberbürger¬
meister wies darauf hin, daß, je länger der jetzige Zustand -
bestehen bleiLe, desto mehr die Zahl der Einstellungen sich
erhöhe. Um 8 Uhr abends wurde bekannt , daß die Streik¬
leitung und die Obleute beschlossen haben, de» Streik abzu »
brechen und die Arbeit wieder anfzunehmen .

Die Wirkungen des Streiks , insbesondere für die weniger
bemittelte Bevölkerung, hatte sich bereits in äußerst pein¬
licher Weise bemerkbar gemacht . So melden die gestrige»
Abendblätter , daß infolge des Streiks die Lobensmittelpreise ,
vor allem die Fleffchpreise, besorgniserregend steigen. Kar¬
toffeln gibt es nicht . Wiele Metzgereien haben die Betriebe
geschlossen. Die Jagd nach Petroleum ist in vollem Gange .
Die Markthallen wurden wegen Warenmangels um 1 Uhr
mittags geschloffen . Dankbar empfindet man,- daß die Not¬
hilfe wenigstens die Wasserzufuhr ermöglicht hat , da zahl»
reiche Stratzenbrunnen bereits erschöpft waren .

General de Met .
Der Burengeneral de Wct ist gestorben. Am 7 . Oktober 1854

geboren, diente de Wet als Feldkornett in dem Kriege, oe»
Transvaal 1881 gegen England führte . 1885 bis 1897 gehörckg
er dem Volksrat des Oranje -Freistaats an . Im Burentrieg
war er Oberbefehlshaber der Truppen des Oranje -Freistaats .
Seine mutige und geschickte Führung wie die Schnelligkeit, mit
der er militärische Bewegungen vollzog , erwarben ihm Welt¬
ruhm . Mit dem Verlust der Unabhängigkeit konnte er sich
nicht abfinden , obwohl er sich dazu verstand, im Jahre 1907
das Ministerium für Ackerbau in der Oran : -: -River -Koloni? z»
übernehmen . Den englischen Einmarsch in Deutsch - Südwest¬
afrika zu Beginn des Weltkrieges empfand er als schweres
Unrecht. Er beteiligte sich an dem Burenaufftand des JahreD
1914 und wurde gefangen genommen . Wegen Hochverrats
wurde er zu sechs Jahren Gefängnis und 200 Pfund Sterling
Geldstrafe verurteilt , im Dezember 1915 mit 118 anderen Ge»
fangenen aber wieder freigelassen. Die Wegnahme der deut¬
schen Kolonien in Afrika verurteilte er , als Justizminister trat
er für die Rückgabe des beschlagnahmten deutschen Eigentums
in der Südafrikanischen Union ein . Mit General Hertzog sollte
er auf Beschluß des Nationalkongvesses nach Europa reisen,
um auf der Friedenskonferenz für die Unabhängigkeit Süd¬
afrikas einzutreten , aber Botha verweigerte den beiden Dele¬
gierten die Pässe. Mit de Wet verliert die Nationalistenpartei
einen ihrer angesehensten Führ« .

Ikurze polil. Nachrichten.
* Die französischen Greuel am Rhein . Die „Franks Ztg ."

meldet aus Bonn : Wie nunmehr durch ein amtliches Verfahren
einwandfrei festgestellt wurde, ist am Abend des 22 . Januar
in der Nähe von Godesberg ein zwanzigjähriges Mädchen von
einem weißen französischen Soldaten überfallen und vergewal¬
tigt worden. Das Verbrechen ist darum besonders scheußlich,
weil es sowohl der Begleitung des Mädchens, wie auch einem
hinzukommenden französischen Soldaten nicht gelang, das Mäd¬
chen von dem Unhold zu befreien. Eine Untersuchung der An»
gelegenheit durch die französischen militärischen Stellen ist ein¬
geleitet und wird hoffentlich zur Sühne des Verbrechens füh¬
ren . Bei der Unglücklichen handelt es sich auch diesmal wieder
um ein völlig uns ^ uldines Mädchen.

Der Voranschlag der Stadt
Ikarlsrube tirr das Iabr1921/22

(Schluß .)
An Ansätzen, die von den vorjährigen besonders abweiche «,

ist folgendes hervorzuheben :
Mährend dem Wirtschaftsjahr 1920 ein Überschuß des Vor»

jähres von 4370757 M . zur Verfügung stand , liegt diesmaß
dem Haushalt die Deckung eines aus dem Vorjahre her»
rührenden Aufwandes von 8 745 100 M . ob. Der eigentlicĥ
Fehlbetrag des Vorjahres beträgt an sich nur 4 346 100 M .z
er ist. wie im Vorbericht des näheren dargelegt , in der Haupt !
sache verursacht durch die Wenigerüberweisung auf Einkorn»!
mensteueranteile von 3 645 000 M . Außerdem waren im Vor¬
anschlag I960 als Ergebnis der Besteuerung der reichslsteuev «
freien Teile des Einkommens 3 282 300 M . eingesetzt , ein Be»
trag , der infolge Wegfalls der maßgebenden gesetzlichen Be¬
stimmungen völlig ausfiel . Nun rechnen freilich die Städte
darauf , daß das Reich dafür nachträglich Ersatz gewährt , uni»
es ist deshalb ein entsprechender Betrag in Einnahme gesetzt .
Bewahrheitet sich diese durch die Ausnahme einer entsprechen¬
den Position in den Reichsetat gestützte Erwartung , so min»
dert sich die tatsächliche Belastung deS diesjährigen Haushalts¬
plans durch das Borjahr auf 4346 100 M . —« 382 300 M.
--- 1062 800 M . Dem Vorjahr zugerechnet werden muh abe»
außer dem -eigentlichen Fehlbetrag auch die nachträglich ent¬
standene Ausgabe an Gehaltszahlungen infolge der Ein¬
reihung Karlsruhes in die Ortsklasse A mit Rückwirkung von!
1. April 1920 mit S 200 000 M . Endlich fällt es der Geldent¬
wertung und den dadurch erhöhten Bedürfnissen an Barmit¬
teln entsprechend nötig, den Betriebsstock der Stadthauptkaffe ,
der im vorigen Jahre zu 619606 M . angenommen war , auf
1300000 M . zu erhöhen ; seine Buchung ist übungSgemäh
unter dem Bestand des Vorjahres vorgesehen.

Von den Abteilungen der statischen Verwaltung , die eineq
Zuschuß erheischen , zeigt das Fürsorgewesen und die Krankrn -
und Wohlfahrtspflege die größte Steigerung . War nach dem
letztjährigen Voranschlag ein Zuschuß von 8639251 M . erfor¬
derlich, so werden jetzt 12249176 M . aus allgemeinen Mit¬
teln der Stadt dafür benötigt . So hoch auch dieser Aufwands
ist, so ist er doch aus der Ungunst der wirtschaftlichen Verhält¬
nisse , die nicht nur die Zahl der bei der Stadt Hilfesuchendeik
vermehrt hat , sondern die auch größere Lefftungen an jedeq
einzelnen Unterstützungsbedürftigen bedingt , ohne weiteres zA
erklären .
> Ganze ßategurle » von Menschen sind me» in den Kreis der)
Fürsorge der Stadt eingetreten . Dazu gehören u . a . diq
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Kleinrentner, denen die Leistungen an die Karl Friedrich -,
««opold. und Sophien -Stiftung und an die Elisabeth von
^ ffensandt -Berckholtz -Stiftumg mit zusammen £90 000 M . zu-
gute lammt , und für die als Anteil an der von Reich und
baat zu gewährenden Hilfe weitere 80000 M . vorgesehen
knd . Infolge des neuen Gesetzes über die Unterstützung der
Sozialrentner wird künftig auch rin Betrag als Anteil der
Demeinde an dieser Fürsorge vorzusehen fern.

Mit grotzer Sorge erfüllt die Stadtverwaltung das An-
Meigen des Zuschüsse» zum Krankenhaus , der nach dem Stand
Dom September trotz der mehrfachen Erhöhung der Ver¬
pflegungssätze 2742367 M . beträgt . Dazu tritt der Zuschuß
gum Ludwig Wilhelm-KrankenhwnS mit 728 800 M .. ferner
lmutzte zum ersten Mal ein Zuschutz zum neugegründeten
Kinder krankenheu» mit 100000 M . vorgesehen werden .

Für Schulzwecke gibt die Stadt im laufenden Jahre
96,7 Millionen Mark au». Daneben sind zur sonstigen För¬
derung der Kunst, Wissenschaft und Volksbildung 3,27 Mil¬
lionen , d. i. 1 Million mehr als im1 vorigen Jahre , vorgesehen.
An der Mehrung ist insbesondere das Theater mit annähernd
800 000 M . beteiligt.

Eine Minderung der Ausgaben ist dagegen infolge der oben

S
eschilderten Änderung der Gesetzgebung in den Leistungen
er Gemeinde an den KreiS eingetreten . Während voriges

Jahr 1694684 M . dafür einzusetzen waren , ist in diesem
Jahre die Kreisumlage auf 466 356 M -. zurückgegangen. Die
Grund - und Geiwerb esteuerpflichtigen müssen freilich diese
Erleichterung durch die unmittelbare Steuerpflicht gegenüber
dem Kreis erkaufen . Ganz erheblich gestiegen find anderer¬
seits die Staatssteuern sowie Drandversicherunasbeiträge der
Gemeinde , die nunmehr zusammen 820314 M . betragen .

Der Voranschlag schließt mit einem Gesamtaufwand von
107 827 066 M . gegen 80 £26 478 M . im Vorjahre ab . Davon
find durch Wirtschaftseinnahmen gedeckt 36960 709 M ., so
daß durch die dem früheren Westeuerungsrecht entsprechenden
Erträge noch 71366352 zu decken bleiben .

Dafür kommt zunächst der Anteil der Gemeinde an der
Reichseinkommensteuer gemäß dem obenerwähnten Verteil
lungsgesetz in Betracht . Im vorigen Etat waren dafür29 900 000 M ., das ist der sogenannte gewährleistete Betrag ,
errechnet nach dem Ergebnis des Rechnungsjahres 1818 ohne
Berücksichtigung der Umlageabgänge , angenommen . Tatsäch¬
lich hat die Stadt , wie schon ausgeführt , fürs Jahr 1820 nur
erhalten 26 266 000 M ., das ist nicht ganz der von der Staats¬
behörde nach besonderer Vereinbarung mit dem Reich « rech¬
nete vorläufige Gewährleistungsbetrag . Trotzdem ist es wohl
nicht zu viel gewagt, den Anteil der Stadt an der Einkom¬
menssteuer des Jahres 1621 mit 39I Millionen wieder anzu¬
fetzen . Ist auch das tatsächliche Ergebnis der Einkommens¬
steuer durchaus unsicher, so wird unter allen Umständen die
Revision des vorläufigen GewÄhrleistungssolls nach dem tat¬
sächlichen Ergebnis des Jahres 1819 vorgenvmmen werden
und höhere Erträge bringen .

Der Erwartung ferner , daß sowohl für das Jahr 1920 als
1821 ein Ersatz für die weggefallene Besteuerung der reichs¬
steuerfreien Einkommensteile vom Reiche gewährt wird, ist
bereits Ausdruck verliehen . Dementsprechend sind 6 564 600 M.
im Voranschlag eingestellt. An Umlagenachträgen werden
1800 000 M . erhofft. Durch die aus Grund - und Betriebs¬
vermögen zu erhebende Gemeindeumlage des Jahres 1821
bleiben mithin auszubringen 33 601 762 M .

Die Grundlage für diese Umlageerhebung ist durch das Ge¬
setz vom 4. August 1821 geschaffen. Dagegen fehlt für die Er¬
rechnung des darnach erforderlichen Steuersatzes das Steuer¬
kataster, das erst auf Grund der noch vorzunehmenden Ver¬
anlagung aufzustellen ist . Man ist dafür vorderhand auf
Schätzungen angewiesen. Hinsichtlich des Grundvermögens ist
dies nicht von erheblichem Belang . Hier wird vorerst gemäß
8 62 des Grund - und Gewerbesteuergesetzes mit den bisherigen
Sätzen gearbeitet und auch solche Grundstücke und Gebäude ,
die neu veranlagt werden , sollen nicht höher bewertet wer¬
den, als Grundstücke und Gebäude unter gleichen oder ähn¬
lichen Verhältnissen , die vordem Inkrafttreten des neuen
Gesetzes veranlagt wurden ; dabei sollen insbesondere durch
die Geldentwertung bedingte Veränderungen de ? Wertes
außer Betracht bleiben. Man wird also bezüglich des Grund¬
vermögens das für 1820 aufgestellte Kataster zugrunde legen
dürfen . Wesentlich anders gestalten sich aber die Dinge beim
Betriebsvermögen . Hier hat eine neue Veranlagung zn er¬
folgen, für die der Stand des Vermögens an dem für die Wer-
«nlagung maßgebenden Tage <i>. i . der 31 . Dezember 1820)
maßgebend ist ; hier wird sich also, insbesondere beim gewerb¬
lichen Betriebsvermögen , die Geldentwertung voll auswirken .
Das gilt vor allem für das umlaufende Betriebsvermögen ,
nämlich für die Vorräte zum Verkauf bestimmter Waren ein¬
schließlich der Roh - und Hilfsstoffe, sowie der dem Gewerbe¬
betrieb dienenden Vorräte an barem Geld, Wechseln, Wert¬
papieren usw., die unter dem Einfluß der Geldentwertung
wesentlich höhere Werte darstellen, als noch vor etwa zwei
Jahren . Auch unter Berücksichtigung der oben angeführten ,dem Steuerpflichtigen günstigen Änderungen der Grundsätze
über die Feststellung der Steuerwerte und der weiteren Ver¬
günstigung der Anrechnung der Geschäftsfchulden auch auf
die Vorräte bis zu deren halbem Wert dürfte ein« Erhöhung
der Betrieibssteuerwerte auf das 2)^ fache des Werts vom
Jahre 1819 nicht zu hoch angenommen sein . Demgemäß ist
von folgenden Steuerwerten auSzugehen :

an Gebäuden bisher 4M 000 000 M . , künftig 4M OM OM M .,
an Betriebsvermögen bisher 360 OM OM M . , künftig
876 OM OM M ., an einzeln geschätzten Grundstücken bisher
06000000 M ., künftig 26 700 000! M ., an landwirtschaftlich
genutzten Grundstücken und Wald bisher 1 867 OM M >, künf¬
tig 1867 OM M .

Daraus ergeben sich folgende Steuererträge :
Gebäude , Steuersatz : 2,44 M ., Steuerertrag : 11224 000 M .,
Betriebsvermögen , Steuerfuß 2,44 M ., Steuerertrag

21360 OM
. einzeln geschätzte Grundstücke, Steuerfuß 3,66 M ., Steuer¬

ertrag 677 220 M .,
' landwirtschaftlich genutzte Grundstücke und Wald , Steuer -' fuß : 4,88 SK , Steuerertrag 81110 M , Gesamtertrag' 83 642330 M.

Es muß also die Erhebung einer Umlage von 2,44 M . i«
«insachen Betrag vorgesehen werden .

Der Fälligkeitstag derselben kann noch nicht bestimmt wer¬
ben, da zunächst noch die Veranlagung vorgenommen werden
muß , deren Abschluß kaum vor April erwartet werden kann ;
seine Festsetzung wird daher dem Stadtrat zu überlassen sein.

Auf diese endgültige Steuerschuld ist die gemäß Gemeinde¬
beschluß vom 15. Juni 1981 auf Grund des Gesetzes vom
83. Mai 1921 zur Erhebung gekommene Umlage von 2 M.
aus den für 19M veranlagten Steüerwerten airzurechnen . Ms
Fälligkeitstag des letzten Viertels dieser vorläufigen Steuer
fft der 15. Februar 1822 bestimmt . Die Ungewißheit des
Fälligkeitstages für ! die endgültige Steuerschuld - einerseits
Änd die Notwendigkeit, die laufenden Ausgaben zu bestreiten ,
andererseits , macht es »otwendig, . von dem Rechte der vor¬

läufigen Steuererhebung aus - den Steuerwarte « de» Jahre »
1820 nach den bisherigen Gesetz« ! noch , einmal Gebrauch zu
machen, und Ovar in Höhe deS Unterschieds zwischen dem
am 15. Juli 1861 beschlossenen vorläufigen Steuerfuß von
2 M . und dem endgültigen einfachen Steuerfuß von 2,44 M ,
also in Höhe van 44 Pf . Für die Gebäude wird dann die vor¬
läufige Steuer mit der «rckgültigen zusammenfallen , für die¬
jenigen Steuerwerte jedoch, für die eine neue Veranlagung
stattfinden muß (Betriebsvermögen ) oder für die der Steuer¬
fuß bei der endgültigen Feststellung in einem andern als dem
einfachen Betrage zur Anwendung ko man teinzeln geschätzte
Grundstücke, landwirtschaftlich genutzte Grundstücke und Wald ),wird nach endgültiger Feststellung der Steuerschuld eine Stach»
erhebung in Betracht kommen. Ms Fälligkeitstag für die
weitere vorläufige Umlage wird zweckmaßigerweiseder 15. Fe¬
bruar 1822, an dem auch das Viertel der bereits beschtoffenei »
vorläufigen Umlage zur Erhebung kommt, festgesetzt .

Für Erhebung dieser weiteren vorläufigen Umlage bedarf
e», weil den Betrag von 2 M . überschreitend der Genehmigung
de» Ministeriums des Innern . Da indes von den zuerst er¬
hobenen 2 M . der Teilbetrag von 44 Pf . nach ausdrücklicher
Bestimmung des Gemeindebeschluffes vom 15 . Juli 1921 zur
Abgleichung de» Fehlbetrages des Jahres 1920 bestimmt war »
zu dessen Deckung andere Städte eine Nachtragsumlage für
I960 erhoben haben , und der Bedarf der Gemeinde in dieser
Höhe auch außer Zweifel steht , überdies das neue Gesetz, auf
Grund dessen die Umlage erhoben wird , eine Begrenzung deS
Steuerfußes auf eine bestimmte Höchsthöhe nicht mehr kennt ,
so dürfte , so schließt die Begründung , wobl an dieser Ge¬
nehmigung nicht zu zweifeln sein . Mit der enogültigen Ge-
meindeumlage wird auch die Kreisumlage aus Grund des 8 3
deS Steuerverteilungsgesetzes zur Erhebung kommen. Sie
wird für das laufende Jahr voraussichtlich 13 Pf . betragen .

Rsdiscke Nebersicbt.
« ackklünge ;um Lisenbabnerstreik .

Zur Wiederaufnahme des Verkehrs.
Die Eisenbahngeneraldirektion teilt mit : Gestern , Mittwoch,

den 8 . Februar , wurde nach Einstellung des Notbetriebs um
4 Uhr nachm, der Personenzugverkehr und um Mitternacht
der GüterzugSverkehr in vollem Umfang wieder ausgenom¬
men . Außerdem konnten gestern abend die Schnellzüge D 176
Mannheim -Heideiberg-Basel und D61 Karlsruhe -Stuttgart
ausgeführt werden . Heute ftüh erfolgte die Wiederaufnahme
des Schnellzugsverkehrs, zunächst in beschränktem Umfang mit
Rücksicht auf die geringen , wegen Ausfalls von Zufuhr infolge
des Streiks noch weiter verminderten Dienstkohlenvorräte .
Durchgangsschnellzüge werden bereits von beute ab gefahren
nach und vom Rheinland , Stuttgart -München und der Schweiz.
Gefahren werben die Durchgangssckliellzüge D107/D108
Schweiz -Holland . TW9/D270 Basel -Rheinland , D52/D53 Mün -
chen -Saarbrücken -Mannheim , T61 (Mannheim ) Karlsruhe -
Stuttgart , D18/T676/D70 Friedrichshafen -Mannheim -Luo-
wigshafen , D71/D114/63 Ludwigshafen - Mannheim -Heidet -
berg -München . Die Wiederaufnahme des Durchgangsverkehrs
nach und von Frankfurt -Berlin und Hainburg war noch nicht
möglich , wird aber voraussichtlich hinnen kurzem erfolgen
können. «

Die Gewerkschaft deutscher Eisenbahner und die deutsche Post-
grwerkschast zu ::r Reichsgcwrkschastsstreik.

Man ersucht uns um Aufnahme des folgenden Berichtes :
Die Gewerkschaft deutscher Eiseubchner sowie die deutsche

Postgewerkschast hatten ihre Mitglieder auf Dienstag , den 7 .
Februar , nachmittags 4 Uhr, in die „Wallhalla " zu einer Aus¬
sprache über de« Streik eingeladen. Der große Wallhallasaal
war dicht besetzt, auch Angehörige ariderer Verbände hatten
sich eingefunden. Die Zahl der Teilnehmer betrug 6—700 ,
viele mußten sich mit einem Stehplatz begnügen . Die Ver¬
anstaltung wuchs sich zu einer machtvollen Kundgebung gegen
den ungewerkschaftlichen Streik der Reichsgewerkschaft au ».
Das zweistündige Referat des Schriftleiters Rümmele der
Gewerkschaft deutscher Eisenbahner über „Die gegenwärtige
Loge und unsere Stellungnahme zum Streik "

, wurde an vielen
Stellen durch spontanen Beifall unterbrochen. Bolle Einmütig - i
feit herrschte unter den Teilnehmern über das allen gewerk» i
schaftlichen Erfahrungen und Grundsätzen Hohn sprechende !
Borgehen der Reichsgewerkschaftsführung bei der Jnszenie - !
rung und Durchführung des unglücklichen Streikes . Der Ver - j
sannnlung wurde zum Schluffe nachstehende Entschließung \
aus deren Mitte unterbreitet , die einstimmige Annahme fand : ,

Die am 7 . Februar in der Wallhalla in Karlsruhe zahl - j
reich versammelten Eisenbahn- und Postbeamten und Arbeiter , ,
erklären sich mit den Anordnungen der Verbandsleitung und >
der Stellungnahme der Gewerkschaft deutscher Eisenbahner
zum Reichsgewrrkschaftsstreik , einverstanden. Die Versammel¬
ten fordern die Gewerkschaftsleitung auf , mit voller Macht im
Verein mit den übrigen Spitzenorganisationen dafür einzu¬
treten , daß

1. die Einkommensbezüge, vor allem der unteren Beamten
und Arbeiter , wesentlich erhöht werden;

8. jede Verschlechterung der Dienst- und Ruhevorschriften
bezw. des Achtstundentages verhindert wird ;

3. alle Busuahmebestimmunge« gegen die Eisenbahner bald¬
möglichst außer Kraft gesetzt werden.

Die Versammelten geloben , der Verbandsleitung zur Durch¬
führung aller notwendigen Maßnahmen , jederzeit die hcrau »-
gegebene Parole zu halten.

*

Bom deutschen Gewerkschaftsbund wird uns noch geschrieben:
„Die vom deutschen Gewerkschaftsbund, aber auch von anderen
Seiten gebrachte Mitteilung , der Streik der badischen Lokomo¬
tivführer sei « it 36 gegen 35 Stimmen beschlossen worden ,
wurde von der Reichsgewerkschoft , Landesstelle Baden , be¬
stritten . Der deutsche Gewerkschaftsbund legt Wert darauf ,
feftzustellen, daß die Mitteilung über dieses Abstimmungsver¬
hältnis am Sonntag , dn 5. Februar von einer führenden Per¬
sönlichkeit der Fachgewerkschaft II in der Reichsgewerkschaft
in Gegenwart vieler Zeugen als Tatsache mitgeteilt wurde .
Sollte demnach diese Mitteilung unrichtig sein, so würde also
die Reichsgewerkschast indirekt selbst schuld daran tragen .

Da die gesamte organisierte Arbeitnehmerschaft, aber auchder überwiegendste Teil des deutschen Bolke» in der Berurtri »
lung der ungkwerkschaftlichen und frivolen Art der Streikinsze -
nierung der Reichsgewerkfchaftsführer durchaus einig ist, und .da selbst ein großer Teil der Reichsgewerkschafts- und Beam »
tenmitglieder diese Ansicht teilt , so können wir uns jede Pole¬
mik gegenüber der Reichsgewerkschaftsveröffentlichung er¬
sparen ."

•
DZ . Schwetzingen , 8. Febr . Über die Ausschreihrngen im

Bahnhof Hockenheim erfährt die „Schwetzinger Zeitung "
: Am

Montag abend hat in Hockenheim eine von kommunistischer
Seite unter der Firma »Deutscher Eisenbabnerverband " ein-

bcrllfene, von über 10M Personen besuchte , öffentliche Volks«
Versammlung, stattgefunden. In dieser wurde beschlossen/daß
kein Zug durch.die Station Hockenheim fahren dürste, daß auch
kein Arbeiter die Züge benützen dürfe- da jeder Zug, der fahre»
Streikbrecherarbeit sei trotzdem von Eisenbahnern ausdrück¬
lich mitgcteilt wurde, daß mit den Zügen die gesamte Arbei¬
terschaft fahren könne . Trotz dieses Beschlusses hatten sich aber
am Dienstag früh zu einem kurz nach 6 Uhr von Waghäuselkommenden, bereits mit einem mit Industriearbeitern besetzte»
Zug, etwa 600—600 Personen auf dem Bahnhof eingefundeaund Fahrkarten erhalten . Als der Zug einlief, umringte »
plötzlich 40—60 Mann die Lokomotive , einige sprangen hinauf ,andere koppelten sie ab und forderten das Personal auf, leer
nach Mannheim zu fahren , Streikbrecherarbeit dürfe nicht ge-
leistet werden . Hierauf wurde die Gendarmerie gerufen dieden Anführer der Transportbehindrrung wegen Landfriedens .
Vruch verhaftete und in das Amtsgefängnis Schwetzingen ein-
lieferte . Heute früh sind zwei weitere Beteiligte verhaftetworden.

DZ. Konstanz, 6. Febr . Nach einer Bekantmachung, die der
hiesige Ärztcverein in den Zeitungen erläßt , erklärt er sich ein-
stimmig mit der vom Gesamtvorstand des Vereins gefaßtenStreikansage an die Eisenbahner einverstanden. Der Ärzte-
streik ist als « bwehrstreik aufzufassen, der den Zweck hatte ,durch diese Ankündigung den Streik verhindern zu helfen, da
durch den Streik die Unterbindung der Zufuhr lebenswichtigerMittel herbeigeführt werde und so eine schwere gesundheitlich»
Gefährdung der gesamten Bevölkerung drohte.

»

Reich»tagSabgrordneter Geck über den Streik und sein« Folge».
In einer « ersammlung des Sozialdemokratischen Verein»

Mannheim sprach dieser Tage Reichstagsabgeordneter Gecküber das Steuerkompromiß und den Eisenbahnerstreik. Wir
bringen im nachstehenden einen Teil seiner Ausführungen ,ohne dazu in irgendeiner Weise Stellung zu nehmen, sondernlediglich als interessante Mitteilung und als Symptom da'ür .daß jetzt auch von Mitgliedern des Reichsparlaments die Frageeiner Revision des Beamtenrechts angeschnittenwird — einerRevision, an der wohl die Beamtenschaft selbst kein Interessehat . Abg. Geck führte aus :

Die Methoden , nach denen hie Reichsgewerkschast der Eisen-bahner arbeitete , offenbaren eine totale Verkennung der sor-mal -rechtlichen Situation . Innerhalb fünf Tagen — so lau -tete das Streik -Ultimatum — sollte die Reichsregierung oi«
Forderungen der Gewerkschaftsleitung bewilligen. Im Reichs-ftnanzministerium wurde ausgerechnet, daß das für die Reichs¬elfenbahnkasse eine Mehrbelastung von 5—6 Milliarden , fürdas gesamte Reich nebst Ländern und Gemeinde» in automa -
tischer Auswirkung auf ihre Lohn- und Besoldungslasten vonetwa 50 bis 60 Milliarden bedeutet hätte . Run ist aber die
Reichsreglerung gar nicht berechtigt, eine derartige MehrauS -
gäbe zu machen, ohne die Zustimmung des Reichstags, der
Ibudgetrechtlich allein darüber zu befinden hat . Dem Reichs-tag aber eine Vorlage in dem geforderten Sinne zu machenetwa ,n der Form eines Nachtrags zum Reichshaushalts -
plan mit allen den zahlreichen und komplizierten Detailberech-
nungen usw. — und von ihm die Entscheidung darüber ciu-
zuholen , das war innerhalb fünf Tagen einfach ein Dina der
Unmöglichkeit.

Dann mußten die Eisenbahner sich aber doch auch sagen,daß der Bestreikte, gegen den sich ihre Aktion richtet, doch von
ganz anderer Art ist als es im gewerkschaftlichen Kampf sonst,der Fall zu sein pflegt. Hier ist es in der Regel ein Privat -
Unternehmer — ein Einzelner oder eine Gesellschaft — , aufden durch die in der Arbeitsniederlegung liegende Gefährdungseines Profites ein unmittelbarer moralischer Druck ausgeübtwerde« soll. Der Reichseisenbahnerstreik kehrt seine gefähr -
liche Spitze aber doch nicht etwa gegen den Verkehrsministeroder die Relchsregierung : der Bestreikte ist in diesem Falledas gesamte deutsche Volk, dessen Wirtschaft und Einzelcri -
stenz durch den Streik aufs empfindlichste geschädigt werden,und das nicht nur die Mehraufwendungen der Eisenbahner -
forderungen , sondern mich die Kosten des Streikes selbst zutragen hat . Der Kampf geht nicht , wie im Lohnkampf in der
Privatindustrre , um eine sozial gerechtere Verteilung des Ar-beitserträgniffes unter Unternehmer und Arbeiter, er richtetsich hier gegen eine ohnehin mit ungeheuerlicher Unterbilanzarbeitendes öffentliches Unternehmen, das alle Mchrlasten ,die es durch Besoldungsaufdesserungen auf sich nimmt , durcherhöhte Tarife , also auf Kosten der BolkSgesamtheit , wieder
hereinbringen mutz .

Die Entrüstung der Eisenbahner hat sich in erster Linie
gegen die Notverordnung des Reichspräsidenten vom 1 . Febr .gerichtet, deren erster Sah lautet :

„Den Beamten der Reichsbahn, ebenso wie allen übrigenBeamten ist nach dem geltenden Beamtenrecht die Einstellungoder Verweigerung der ihnen obliegenden Arbeit Verbote«."Dieser Satz ist weiter nichts als eine Konstatierung der tat -
sächlichen Rechtslage, die unbestritten die ist, daß ein öftent -l -cher Beamter , der die Arbeit einstellt, damit seinen Dienst-vertrag bricht und entlassen werden kann. Dieser öffentlichr
Dienstvertrag ist etwas ganz anderes als der private Arbeits -
Vertrag . Er sichert dem beamteten Angestellten und Arbeiter
insbesondere auch eine ganze Reihe von Botteilen , die kein
privater Arbeiter hat : Unkündbarkcit des Dienstverhältnisse»,Pensionsberechtigung , Anspruch auf Hinterbliebenen- Bersor.
gung uswl Bei den Eisenbahnern kommt dazu Kleideraeld.
Freifahrscheine , billige Kohlen usw . Bor allem aber stehtdem Streikrecht des öffentlichen Beamten auf seiten seine»
Arbeitgebers , des Staates , nicht jenes Recht des Unternehmer »
gegenüber , mit dem im gewerkschaftlichen Kampf der privateArbeiter schon so mancher Streik niedergeschlagen wurde : da»
Recht der Aussperrung , kurz : die formal-rechtliche wie die öf¬
fentliche moralische Stellung des Beamte« im Kampfe unk
seine wirffchaftlichen Interessen ist eine ganz andere als die
des privaten Arbeiters oder Angestellten und kann mit dieser '
nie und immermehr auf dieselbe Stu fe gestellt und mit dem¬
selben Mitteln vertreten werden.

Eine Wirkung wird der gegenwärtige Stteik der Reichsbah¬nen sicherlich haben, mag er ausgehen, wie er will : er wird de« '
Frage des Beamtenrechts ins Rollen bttngen und dazu führen ,
daß sie in einem ReichSbeamteugefetz endlich die längst erfor¬
derliche Lösung findet . Dabei wird dann auch zu prüfen sein»
ob die sogen, werbende« Betriebe deS Reiches — Reichsbahnen,
Reichspost und ReichStelegraph— nicht vom öffentlichenDienst¬
vertrag zum privaten ArbeitSvettrag mit ihren Angestellte»
übersehen , d . h. also : diese rechtlich mit den Arbeitern un»
Angestellten der Privatindustrie gleichstrlle» sollen . Es wirb
sich dann zu zeigen haben, ob die Bediensteten von Reich und
Staat es vorziehen , auf die jetzige Unkündbarkeit ihres Dienst¬
verhältnisses , das Recht auf Pension und Hinterblicbenenver»
sorgung u . a . zu verzichten , um dafür die gleiche Lohn - n»U
Gehaltssätze wie die Angestellten der Privatindustrie einzutau¬
schen, oder aber ob sie nicht vielmehr jene wertvollen Borrecht»
behalten und dafür lieber ein etwas niedrigeres Lohn - un»
Gehaltseinkommen mit in Kauf nehmen wccklen . Beides aber
für sich zu beanspruchen, jene Vorrechte d«S Beamten und di»
höheren Bezüge des privaten Arbeiter», da» köynen sie i«
Ernste unmöglich wollen.

"



Lntscbeidungen des badiscden Ver-
valtunssgericbtsbokes.

• t ®e* Rocht »er PsllzeibeRhbe . gegen etnee »M^ setAiche«
Lnstnnd einzuschretten . ist «»«bhängi, »»» tz« Da«« feine*

Bestehe«».
Der Kläger , ein Buchhändler , hatte vor 1V Jahren ohne he»

zir^Sämtliche Genehmigung an den Schaufenstern eine San «
«euschutzanlage (Store ) angebracht, die der Bestimmung der
städtischen Stratzenpolizeiordnung nicht entsprach, über bisher
nicht beanstandet worden war . Durch da » feit einer Reihe von
Jahren urcheanstandete Bestehen dieser gesetzwidrigen Anlage
hat der Kläger aber kein Recht auf ihre Belastung erlangt ;
das Recht der PolizeibehBrde, gegen einen ungesetzlichen Zu¬
stand einzuschreiken, geht durch die Länge des Zeitoblauf » fett
feiner Entstehung nicht verloren . Wenn die Polizeibehörde
diese Anlage bisher nicht beanstandet hat . so rührt die» wohl
daher, daß sich bis jetzt auS dem Vorhandensein der Store keine
Unzuträglichkeiten ergeben haben . Nachdem aber die Polizei -
deHorde darauf aufmerksam geworden war , war das Beziüs -
amt zweifellos befugt , die Zulässigkeit der Anbringung der
Store einer Prüfung zu unterziehen und ihre Beseitigung
auf Grurid ix9 § 30 PolSSGB . anzuordnen .

Auch kann der Kläger au » dem Bestehen und der Duldung
ähnlicher uiworsckriftsmätziger Anlagen einen Rechtsanspruch
auf Belastung seiner eigene» uiworschriftSmätzigeu Anlage
nicht ableiten . (Urteil vom 21 . Juni 1021. Nr . 2601.)

6. Dir gesetzlichen Erfordernisse der BernfnngSschrift .
Die Notfrist zur Einlegung der Berufung an den Verwal¬

tungsgerichtshof gegen Endurteile des B ^ irkSrat » beträgt
einen Monat (8 33 VerwMPfWes .) . Die Werufungsfchrist
muß enthalten : 1 . die Bezeichnung de» angefochtenen UrteitS,
2. die Erklärung , datz und inwieweit gegen diese » Urteil Be¬
rufung eingelegt und welche Abänderungen desselben bean¬
tragt werden ( § 34 Ws . 1 BerwiRlPfliGes . j .

Da » angefochtene Urteil de» Bezirksrats M . vom 8 . Sept .
1818 wurde dem Kläger am 26. September 1818 zugestellt.
Seine Erklärung , das; er gegen dieses Urteil Berufung ein¬
lege, kann innerhalb der Notfrist, am 5. Okt. 1918, beim Vor¬
sitzenden des Bezirksrats , der den Berufungs a n t r a g ent¬
haltende Schriftsah vom 27. Nov. 1818 aber erst am 28. Nov .
1818 , also nach Ablauf der Berufungsfrist , beim Gerichtshof
ein . Die rechtzeitig eingelaufene Berufungsschrift enthält wohl
die Bezeichnung des angefochtenen Urteil » und die Erklärung ,
das; gegen dieses Urteil Berufung eingelegt werde, e» fehlt
»ber die Erklärung , welche Abänderungra de» Urteil » bean¬
tragt werden. Der Gerichtshof hielt die Berufung trotz dieses
Mangels nicht für unzulässig (verspätet ) . Rach Lage der Verhält¬
nisse unterliegt e» keinemZweifel, datz mit der Berufung nur
di« Mänderung des die Klage Abweisenden bezirkSrätlichen
Urteil » im Sinne der Verurteilung des Beklagten nach dem
Klagantrag begehrt werden wollte, wie die» in dem Schriftsatz
vom 27 . Nov. 1818 auch zum Ausdruck gebracht wurde. Der
Gerichtshof hat sich in solchen Fällen schon wiederholt dahin
ausgesprochen, datz die Vorschriften de» 8 34 BRPflGef . nicht
absolut formell und buidend find in dem Sinn , datz die Be-
xufungsschrift unbedingt ihrem Wortlaut zu entspreche» hat ,
{
andern datz e » genügt , wenn das angefochtene Urteil, der
lmfang der Beschwerde und der bestimmte Wille de» Beteilig¬

ten zu ihrer weiteren gerichtlichen Verfolgung überhaupt au»
den Umständen mit Sicherheit erkennbar ist. ^Urteil vom
LI . Januar 1918 Rr . 162.)
7. Untersagung der Erteilung von Musikunterricht auf Grund

de» 8 38 PolStGB . I
Die Erteilung von Musikunterricht ( im Klavierspiel ) , wie die

Leitung eines Unternehmens , das die Unterrichtserteilung in
Musik zum Gegenstand hat , ist durch keine gesetzliche Bestim¬
mung von einem Nachweis oder der Erfüllung einer besonde- ;
ren sittlichen Vereigenschaftung abhängig gemacht und der
Erlaubnis bedürftig oder bei ihrem Mangel verboten. JnSbe -
sondere zählen zu den unterrichtlichen Veranstaltungen mit
den Lehrgegenständen öffentlicher Bildungsanstalten im Sinne
des 8. Titels des SchulGej . u . a . nicht Einrichtungen , die nur
die Ausbildung in einzelnen Zweigen der Kunst bezwecken
(8 IW Zits , 1 SchulGes . ) . Eine RechtSwidrigkeit liegt daher
nicht darin , datz eine wegen einer Straftat überhaupt oder
eines Verbrechen» bestimmter Art verurteilte Person wie der
Kläger Musik- (Klavierspiel- ) Unterricht überhaupt und insbe¬
sondere an Personen eines gewissen Alter » oder eines bestimm,
ten Geschlechts erteilt und eine Einrichtung (Anstalt ) für die
Ausbildung in dieser Kunst leitet. Auch vermag die bloße ab¬
strakte Möglichkeit der Gefährdung von Personen oder der
Störung des geordneten Zustands (hier des gesellschaftlichen
Zusammenlebens durch Verletzung der Sittlichkeit in geschlecht.

Kcher Hinsicht ) de» Mkatz eine» bestimmten pchizetlichen ver¬
bot» ketz« Gebots ) zum Zwecke der Verhindern «, strefberer
$ e«M«»te « nicht gm rechtfertige« . Dafür . d« tz der Kläger,der wegen « erbrechen» de» 8 174 Zfff. 1 SiGBt (Vornahme
unzüchtiger Handlungen mit einer minderjährigen Musikschibikenn ) zu einer Gefängnisstrafe von einem Jahr verurteilt
worden war . etwa durch wiederholte oder gewohnheitsmäßige
Verübung Neigung zu strafbaren verbrecherische « Handlungen
dieser Art gezeigt hätte und deshalb mit Recht al» bevorstehend
befürchtet werden müßte, datz er die freigegebene Tätigkeit ol»
Lehrer in her Unterweisung zum Klavierspiel dazu mitzbrau»
chen werde, u« die von ihm unterrichteten Minderjährige » i»
geschlechtlicher Hinsicht zu verführen » liegen aber Anhalts¬
punkte nicht vor ; blotze subjektive Vrrmutunge » der Polizekbe-
hörde reichen nach den Umständen der von de» Kläger began¬
genen Straftat für eine derartige Annahme nicht au ». E»
kann daher ncht a !» richtig anerkannt werden^ datz aus Tat¬
sachen sich ergebe, er werde die Erteilung von Unterricht im
Klavier spiel tn dem von dem Kläger bisher geleiteten Institutund an minderjährige Personen insbesondere und die Leitungder Unternehmung durch den Kläger mit einer gewissen Wahr¬
scheinlichkeit den Eintritt des vom Bezirksamt befürchteten
Schaden» erwarten lassen . Da hiernach «in unmittelbar gege¬bener recht», und ordnungswidriger Zustand in der Leitungde» Institut » durch den Kläger und in seiner Lehrtätigkeit an
sich nicht bestand und auch seine Entstehung aut vorausgegan¬
genen Tatsachen nicht mit Wahrscheinlichkeit zu folgern war .
so fehlte der angefochtenen Verfügung des Bezirksamt », in derdem Kläger auf Grund des 8 38 PolStGB . die Betätigungals Leiter oder Lehrer einer Musikschule sowie überhaupt die
Erteilung von Privatunterricht in Musik an Minderjährigeverboten wurde, die gesetzliche Grundlage . Die Verfügung war
daher aufzuheben ( 8 4 Ws . 1 Ziff . 1, Ws . 2 VerwRPflGes . ) .

Sonderbeftimmunge » der Schulgesetze (vgl. 88 IW Ziff . 1.136 Sah 2 SchulGes .) oder der Gewerbepolizeigesetze (8 33
GewO , hinsichtlich des Tanz -, Turn - und Schwimmunterrichts )
für ausdrücklich bezeichnete Fälle rechtsähnlich allgemein aufandere Fälle anzuwenden, ist unstatthaft . ( Urteil vom 4. Jan .1921 Rr . 38.)

Kurze Macdricdten aus Baden .
verkehrssperren .

Rach Wiederaufnahme de» Betriebes werden Eil - und
Frachtgüter aller Art wieder angenommen , vnrerst aber nur
nach Stationen in Baden , Württemberg und Bayern , sowie
nach dem besetzten Gebiet, ferner nach dem an diese Eisen¬
bahndirektionsbezirke grenzenden Ausland .

DZ . Bühl, 7. Febr . Vor einigen Tagen hatte auf dem hiefi.
gen Friedhof «ine Frau eine Schachtel mit verschiedenen Kelch-
und becherartigen Gefäßen gefunden, die ohne Zweifel au»
einem größeren Diebstahl herrührten . Im ! Zusammenhangmir diesem Diebstahl und anderen Einbrüchen find hier 14
Personen verhaftet worden, die einer gutorganisirten Einbre »
chcrbande angehören.

DZ. Brombach, 7. Febr . Bürgermeister Ehret ist wieder au »
der Untersuchungshaft entlassen worden. Seine Verhaftung
stand im Zusammenhang mit dein» vor dem Freiburger Gericht
verhandelten Prozess wegen der Brombacher Ausschreitungen
anlässlich de» Textilarbeiterstreiks im April v. I .

Aus der Landeshauptstadt .
Ein Mißbrauch der wirtschaftlichen Notlage . E» wird unS

geschrieben : In einer Karlsruher Zeitung erschien währendder Streiktage mehrmals ein Inserat , in dem die Kleinhändler
aufgefordert werden, sich mit Petroleum zu versorgen, da
Lichtnot durch Stockung der Kohlenzufuhr zu befürchten sei.
Dieses Inserat , das bezeichnenderweise keine Unterschrift einer
Firma trug , ist nichts anderes als ein höchst bedauerlicher Ver¬
such. eine Wirtschastskrisis zu geschäftlichen Vorteilen auszu¬
nützen. Das Inserat muhte natürlich in der Bevölkerungeine - lebhafte Beunruhigung Hervorrufen, die sich in überstürz¬ten Haiwstereinkäufen von Petroleum durch den kaufkräftigenTeil des Publikums äußerte . Auf jeden Fall verdient «in
derartiger Mißbrauch der wirtschaftlichen Notlage zu geschäft¬
lichen Zwecken den schärfsten Tadel.

Leb . Kolosseum , Das Programm der ersten Februarhälfte
übt wieder eine besondere Anziehungskraft aus , ein Beweis
für seine Gediegenheit . Die Lampey-Truppe bringt exakte
akrobatische Künste. Auch die Peer Ästay-May sind Akrobaten,
die sich seihen lassen dürfen und gleich der ersten Nummer
verdienten Beifall ernten . Die Souibrette Aeune Bahn und

Ge« , « »ade haben bem H«« « *» « etvkten nutz ctjUtmmit « een Bemühung « volle» Erfolg . Die lto8f6u4feMM »
Nationen vo« Borru » und Partnerin ist eine cetn gesehene
Nummer . Der Tierstimmenimitator und Kunstpfeifer Karl
Panty unterhält da» Publikum auf » beste. Auf dem Draht¬
seil stellt sich die Familie Strohschneider vor und bringt ver¬
schiedene Neuheiten . Akrobatische und gymnastische Vorfüh¬
rungen . plastische Gruppe « bieten die griechischen Gaukler
Warello». Da » allgemein gute Programm ergänzt die Haus -
kapelle »ater Kapellmeister Ebechardt » Leitung auf » beste .

Staatsanzeiger .
Errichtung von Finnnzämter «.

Auf 13. Februar d. I . wird in Offenburg ein Finanzamt
im Sinne de» 8 8 Abs. 2 der Reichöabgabeaordaung errichtet.
Sein Geschästsbezirk mnfasst den Amtsgerichtsbezirk Offen-
burg mit Ausnahme der Gemeinden Diersburg , Elgersweier ,
Ortenberg und Zunsweier . Da » Finanzamt übernimmt für
seinen Geschäftsbereich die Geschäfte des bisherigen Finanz¬
amt » Offenburg , sowie des Steurrkommiffärdienstes und de»
Steuereinnehmereidienstes Offenburg , die beide auf diesen
Zeitpunkt aufgehoben und mit dem Finanzamt vereinigt wev»
de». Da» Finanzamt und die genannten mit ihm vereinigte »
Dienste bleiben vorerst in ihren bisherigen Diensträuuten .

Karlsruhe , den 3. Februar 1822.
Der Präsident de» LandrSfiuanzamt ».

Köhler . Krieg.
Dir Regelung de» Verfahrens zur Festsrtznng der Entschädi¬
gung für die auf Grund des Artikels 287 f. des Frieden »^

»ertrag » z« enteignende« Gegenstände bete.
I « Abänderung unserer Bekanntmachung vom 18. Mai 1924

(Karlsruher Zeitung — Staatsanzeiger — Rr . 113 von»
18. Mai 1921 ) wird an Stelle des verstorbenen Bürgermeister »
und Landtagsabgeordneten Neck VI von Eggeaftein zum Bei¬
sitzer der Entfchadigungsbehücde Landwirt Karl Zoller in Dur -
unh, Miktelstr. 18, ernannt .

Karlsruhe , den 4. Februar 1822.
Ministerium des Innern .
Der Ministerialdirektor :
I . A. : Föhren bach . Allgeier.

Bekanntmachung.
Auf Antrag der Technischen Auffichtskommissionfür die lln -

tersuchungS- und Prüfstelle des Deutschen Azetyylenverein»
und unter den von ihr mitgeteilten Bedingungen wird der
Azetylenapparat der Firma Keller und Knappich, Augsburg ,
System „Kuka", Größe 2, unter Typennummer A 46 gemäß
8 14 der Azetylenverordnung vom 23. -Oktober 1914 in jederzeit
widerruflicher Weise für Baden zugelaffen.

Karlsruhe , den 6. Februar 1922 .
Badische » Arbritsministrrium .

Der Ministerialdirektor :
Fuchs . Fuchs.

Bekanntmachung.
Auf Antrag der Technischen Aufsichtskommissionfür die lln .

tersuchungS» und Prüfstelle des Deutschen AzetyylenvereinS
und unter den von ihr mitgeteilten Bedingungen werden di«
Azetylenfchweitzapparate .Anker" der Firma Gustav Werner
Oldenburg , in den Grützen O , 1 und 2 gemäß 8 12 und 14

, in den Grössen ' 3 und 4 geinätz 8 14 der Azetylenverordnung
vom 23 . Oktober 1914 in jederzeit widerruflicher Weife für
Baden zugelassen und zwar Größe O—2 unter Typennuuunee >
J 69, Größe O—4 unter Typennummer Ä 55.

Karlsruhe , den 6. Februar 1922.
Badische » ArbeitSministerinm .

Der Ministerialdirektor :
Fuchs . Fuchs.
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ES liegt ein Zug zu stiller Einkehr zur Hausmusikin unserer schweren Zeit- Diesem Zuge folgend hat
die Direktion einen Ausbildnngskur » für Harmo¬
niumspiel (Rormalhariuonium ) in Verbindung mit
Harmonielehre eingerichtet. Näheres durch da» Se -
feetariat Sofienstrasse 43 . A.g

Der Direktor »
Professor Heinrich Kaspar Schmid .

Bekanntmachung .
Bei der Stadtgemeinde Kehl a . Rh . ist alsbald

hie Stelle eines

Schutzmannes
au besetzen . Der Gehalt regelt sich nach der staatlichen
Besoldungsordnung , ebenso die Bezüge der TeuerungS -,
Kinder- und Besatzungszulagen . Aussicht auf Beför-
derung und Vorrückung nach der Gruppe 6 ist in ab-
fehbarer Zeit gegeben . A.7

Nur solche Bew^ ber. welche eine anerkannte Poli -
geischule mit Erfolg besucht oder bereits mehrere Jahreim Staatspolizeidienst oder bei der Gendarmerie gedient
haben, haben Aussicht auf Anstellung.

Geeignete Bewerber von kräftiger Statur , die nüch¬tern . energisch und gesund sind, Berichte und Anzeigen
abfassen können, wollen sich bis 25. d. MtS . unter
Einreichung eines selbst geschriebenenLebenslauf » und
sonstiger Zeugnisse beim Bürgermeisteramt der Stadt -
äememde Kehl melden. Bemerkt wird noch» datz Kehl
ftdfcin der Ortsklasse A befindet.

Kehl '
, den 6. Februar ' 1922 .
Das Bürgermeisteramt .

Vermöge«. Jahresrechnnng aus 1. September 1921 . Verbindlichkeiten.

Liegenschaften 2503520.—
Abschreibung 69320 .— 2434200
Maschinen u.

Geräte . . 49015650
Abschreibung 90956.50 399200
Vorräte . . . . . . . 673 500 —

Bürgschaften . . . . . 10000 —

Schuldner . 6978433 51
Kafsenbestand. 33077 51

(« .«

10528411 08

Aktien-Kapital . . . .
Hhpotheken-Kapital . . .
Gesetzliche Rücklage - •
Sonder -Rücklage • ■ •
Zweifelhafte Ausstände .
Unterstützungsfond » . •
Minderbewertung • • •
Werkerhaltung . . .
Gläubiger .
Bürgschaften .
Gewinn - und Verluft-Rech»

Jt
2900000

768 006 (1
240000
756
471 827

22 843
350000
300000

3 831 991
10000

,10

000*—
86
30

02

nung :
Gewinn -Bortrag auf 1-

Sept . 1920 Jt 54 243-76
Reingewinn

1920/21 .. 823 498.98 877 742 74

10528 411 02

Soll.

Abschreibungen
Reingewinn .

Gewi««- und Verlust-Rechnung . Habe«.

. . .
Jt

160 276
823 498

9
50
98

I Jt
Betriebs . Überschutz I

1920/21 . | 983 775

9

48
983 775 48 I 983 775 48

|

LMih« kMWWW »« fe fi. Gttempp r % M.
K. Sichrempp . F . Schrempp . R . lvradlener .

&Qus 6eamtm,
coang., sucht auf 1 . April
Stelle . Zuschriften erbittet

Kätchen Drexlcr ,
Altenbnrg ( S . - U .)

Lindenaustr . 25 .
öffentliche Klagezustel-

lung.
2 .858 .2.1 Bruchsal. Die

Firnra Gcbr . Dreyfutz,
Eisenwarenhandkung in
Bruchsal, vertreten durch
Rechtsanwalt Rödelstabin
Bruchsal, klagt gegen den
F . Anton Döbele, Karu -
sellfabrikant, früher in
Bruchsal, Huttenstr . 6, zur
Zeit an unbekannten Or¬
ten abwesend, aus Kauf
von Maschinen und Werk¬
zeugen mik dem Antrag ,
den Beklagten zur Zah¬
lung von 17 000 M . nebst
4 Prozent Zin » vom I .
Oktober 1921 ab zu ver¬
urteilen und das Urterl
evtl, gegen Sicherheitslet -
stung für vorläufig voll-
streckbar zu erklären .

Termin zur mündlichen
Verhandlung vor dem
Amtsgericht in Bruchsal
ist bestimmt auf
Freitag , den 7. April 1922 ,

vormittags 9 Uhr.
Hierzu wird der Beklagte

geladen.
Die EirckassungSfrist ist.

ruf 1 Woche festgesetzt.
Bruchsal, 6 . Febr . 1922.

Der Gerichtsschreiber, de»
Bad. Zlmtsgrkichts.

öffentliche Klageznstel-
lung.

L .357 .2 .1 Kehl. Die am '
23 . Mai 1921 in Bühl ge¬
borene Klara Jda Kistner,
vertreten durch den Bo» )
niund Karl Kistner,
Schreiner in Bühl , Pro -
zeschovollmächtigter : RAn-
wakt Kautz in Kehl, klagt
gegen den Schiffer Her- i
mann Lobmüller , zuletzt
wohnhaft in Kehl, zur
Zeit an unbekannten Or¬
ten, aus Unterhalt mit
dem Antrag auf Verur¬
teilung zur Zahlung vom
monatlich 150 M„ vie .-tel-
jährlich vorauszahlbar .

Termin zur mündlichen^
Verhandlung vor de « !
Amtsgericht Kehl ist be¬
stimmt auf
Mittwoch, 18. Mai 1922»

vormittag » 9 Uhr,
Zimmer Nr . 17.

Der Beklagte wird h rr» ,
zu geladen. ’

Kehl. 81 . Jan . 192L
Der Gerichtsfchreiber des ^

Amtsgericht».
2 .859. Bühl. Da » Kon»

kursverfahren über den
Nachlaß de» Handels¬
manns Josef Roseufeld rn .
Bühl (Baden ) wurde noch '
Abhaltung des Schiutzter-
minS und nach Vornahme
der

'
SchlußperteÄung hier¬

mit aufgehoben.
Bühl , 3. Febr . 1822 .

Der Gerichtsfchreiber de>
Amtsgericht».
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